
1.1. StGB -Allgemeiner Teil

Artikel 8
Grundsätze für den Geltungsbereich 
der Strafgesetze

Der Geltungsbereich der Strafgesetze wird durch das 
Staatsgebiet der Deutschen Demokratischen Repu­

blik, ihre Souveränität, durch die Bindung der Bür­
ger der Deutschen Demokratischen Republik an die 
Gesetze ihres Staates, durch die völkerrechtliche 
Pflicht zur Erhaltung und Festigung des Friedens so­
wie durch die in internationalen Vereinbarungen 
festgelegten Verpflichtungen bestimmt.

2. Kapitel
Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

1. Abschnitt 
Straftaten und Verfehlungen

§ 1
(1) Straftaten sind schuldhaft begangene gesell­
schaftswidrige oder gesellschaftsgefährliche Hand­
lungen (Tun oder Unterlassen), die nach dem Gesetz 
als Vergehen oder Verbrechen strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit begründen.
(2) Vergehen sind vorsätzlich oder fahrlässig began­
gene gesellschaftswidrige Straftaten, welche die 
Rechte und Interessen der Bürger, das sozialistische 
Eigentum, die gesellschaftliche und staatliche Ord­
nung oder andere Rechte und Interessen der Gesell­
schaft schädigen. Sie ziehen strafrechtliche Verant­
wortlichkeit vor einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege oder Strafen ohne Freiheitsentzug 
oder, soweit gesetzlich vorgesehen, bei schweren 
Vergehen Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren nach 
sich. Die Strafe für besonders schwere fahrlässige 
Vergehen ist, soweit gesetzlich vorgesehen, Frei­
heitsstrafe bis zu acht Jahren.
(3) Verbrechen sind gesellschaftsgefährliche An­
griffe gegen die Souveränität der Deutschen Demo­
kratischen Republik, den Frieden, die Menschlich­
keit und die Menschenrechte, Kriegsverbrechen, 
Straftaten gegen die Deutsche Demokratische Repu­
blik sowie vorsätzlich begangene Straftaten gegen 
das Leben. Verbrechen sind auch andere vorsätzlich 
begangene gesellschaftsgefährliche Straftaten gegen 
die Rechte und Interessen der Bürger, das sozialisti­
sche Eigentum oder andere Rechte und Interessen 
der Gesellschaft, die eine schwerwiegende Mißach­
tung der sozialistischen Gesetzlichkeit darstellen und 
für die deshalb eine Freiheitsstrafe von mindestens 
zwei Jahren angedroht ist oder für die innerhalb des 
vorgesehenen Strafrahmens im Einzelfall eine Frei­
heitsstrafe von über zwei Jahren ausgesprochen 
wird.

§ 2
(1) Nur auf Antrag des Geschädigten werden ver­
folgt, sofern kein öffentliches Interesse daran be­
steht:

- fahrlässige Körperverletzung;
- Beschädigung persönlichen und privaten Eigen­

tums;
- unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeugen;
- Eigehtumsvergehen gegenüber Angehörigen;
- vorsätzliche Körperverletzung gegenüber Ange­

hörigen.
(2) Der Antrag muß innerhalb von drei Monaten, 
nachdem der Geschädigte von der Straftat erfahren 
hat, spätestens aber binnen sechs Monaten seit der 
Begehung der Straftat, gestellt werden.
(3) Der Antrag kann bis zur Verkündung einer die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit feststellenden 
Entscheidung zurückgenommen werden.

(1) Eine Straftat liegt nicht vor, wenn die Handlung 
zwar dem Wortlaut eines gesetzlichen Tatbestandes 
entspricht, jedoch die Auswirkungen der Tat auf die 
Rechte und Interessen der Bürger oder der Gesell­
schaft und die Schuld des Täters unbedeutend sind.
(2) Eine solche Handlung kanr^aKvJSrfehlung, 
Ordnungswidrigkeit, Disziplinarverstoß oder nach 
den Bestimmungen der materiellen Verantwortlich­
keit verfolgt werden, soweit dies gesetzlich zulässig 
ist.

§4
(1) Verfehlungen sind Verletzungen rechtlich ge­
schützter Interessen der Gesellschaft oder der Bür­
ger, bei denen die Auswirkungen der Tat und die 
Schuld des Täters unbedeutend sind und die im Straf­
gesetzbuch oder in anderen Gesetzen als solche be­
zeichnet werden.

Hinweis: Vgl. § 134 Abs. 1, §§ 137, 138, 139 Abs. 1, 
§§ 160 und 179 StGB. Außerhalb des StGB gibt es 
keine Tatbestände über Verfehlungen.

(2) Zur Feststellung der Verantwortlichkeit für Ver­
fehlungen finden die Bestimmungen des Allgemei­
nen Teils entsprechende Anwendung. Die Maßnah-
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